
Niederschrift Stadtrat Meisenheim 13.07.2022 Seite 1 

Öffentlicher Teil der Niederschrift 
über die öffentliche und nichtöffentliche Sitzung 

des Stadtrates der Stadt Meisenheim  
vom 13.07.2022 

 
Sitzungsort: im Sitzungssaal des historischen Rathauses, Untergasse 23, 55590 

Meisenheim 
 
Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr 
Ende der Sitzung: 21:00 Uhr 

 
Anwesend: Anwesend: Es fehlen: 

Vorsitz: 
Heil, Gerhard 
 
Mitglieder: 
Rabung, Reinhold 
Dick, Gerhard 
Freis, Daniel 
Gaulke, Bernd 
Heyl, Jannik 
Streit, Ralf 
Bittmann, Sabine 
Dr. Rings, Volker, ab 19.40 
Uhr TOP 2 
Schira, Willy 
Rings, Dieter, ab 19.32 Uhr 
TOP 2 
Wenzel, Torsten 
Moog, Johannes 
Rech, Dieter 
Walla, Walter 
Bickelmann, Barbara 
 
 
Teilnehmer ohne 
Stimmrecht: 
Krax, Eugen 
Corsten, Wolfgang 
 

Schriftführung: 
Saur, Carina 
 
 
Verwaltung: 
Schick, Christian 
 
Presse: 
Frau Kexel 
 
Zuhörer/Gäste: 
Carlo Hahn, igr 
Marlen Jänsch, engagierte 
Stadt 
Karin Ritter, engagierte 
Stadt 
Dieter Gründonner, 
engagierte Stadt 
1 Zuhörerin 
 

Lautenschläger, Irene 
Gillmann, Ralf 
Gravius, Frank 
Herz, Jermain 
Fey, Maria 
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Tagesordnung: 

- öffentlich - 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Vorstellung des Programms "Engagiert an Nahe und Glan" 

 
3. 3. Änderung des Bebauungsplanes "Im unteren Briel, Im oberen Briel"  

vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 BauGB; 
- Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
Vorlagen-Nr. 2022/StadtM029 
 

4. Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach §36 BauGB zu 
einem 
Befreiungsantrag nach § 31 Abs. 2 BauGB; 
Bauvorhaben: Erweiterung der Terrasse und Verlegen der 
Zugangstreppe; Schillerstraße 4c, Flur 22, Nr. 283/15 
Vorlagen-Nr. 2022/StadtM028 
 

5. Mitteilungen und Anfragen 
 

5.1 Auftragsvergabe; Verbindungsstraße NBG "Am Hohrech" 
 

5.2 Bauantrag Mehrfamilienhaus Schillerstraße 
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Zur heutigen öffentlichen Sitzung des Stadtrates der Stadt Meisenheim war mit 
Schreiben vom 04.07.2022 unter Bekanntgabe der Tagesordnung form- und 
fristgerecht eingeladen worden. Die Veröffentlichung erfolgte im Amtsblatt Nr. 27 vom 
07.07.2022. 
 
Der Vorsitzende begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Änderungs- oder Ergänzungswünsche bezüglich der Tagesordnung gibt es nicht. 
 
Sodann wird Folgendes beraten und beschlossen: 
 
 
- Öffentlicher Teil - 
 

 
Tagesordnungspunkt 1 
Einwohnerfragestunde 
Keine Anfrage     
 
   

 
Tagesordnungspunkt 2 
Vorstellung des Programms "Engagiert an Nahe und Glan" 
Der Vorsitzende begrüßt die Protagonisten des Programm, Frau Jänsch, Frau Ritter 
und Herrn Gründonner. Diese stellen anhand einer Power-Point-Präsentation das 
Programm und die Ideen vor. Ein Flyer wird an alle Ratsmitglieder verteilt.  
Als nächsten Schritt möchte man die Ehrenamtlichen für einen Ideenworkshop in das 
Gemeindehaus einladen.  
   

 
 
Tagesordnungspunkt 3 
3. Änderung des Bebauungsplanes "Im unteren Briel, Im oberen Briel"  
vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 BauGB; 
- Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Die Stadt Meisenheim hat im Jahre 1970 einen Bebauungsplan für die Entwicklung 
eines Gewerbe-/Industriegebietes aufgestellt.  
Das Gebiet wurde inzwischen auch erschlossen und es haben sich einige 
Gewerbebetriebe und keine Industriebetriebe angesiedelt. Derzeit sind nur noch zwei 
Parzellen unbebaut, wobei eine dieser Flächen zu einem schon vorhandenen 
Gewerbebetrieb gehört, für die andere Parzelle wurde bereits in der 1.Änderung die 
Art der baulichen Nutzung von Industriegebiet (i.S.d. § 9 BauNVO) in eine 
Gewerbegebiet (i.S.d. § 8 BauNVO) geändert. 
Im Bebauungsplan ,,Im unteren Briel – Im oberen Briel“ vom 17.07.1970 wurde die Art 
der baulichen Nutzung des Gebiets als Industriegebiet festgesetzt, die Gründe für 
diese Festsetzung ist nicht nachvollziehbar, da eine inhaltliche Begründung zu den 
Festsetzungen in den Planunterlagen nicht erfolgte.  
Bisher haben sich im Gebiet nur Gewerbebetriebe und keine Industriegebiete 
angesiedelt. 2019 wurde eine 1.Teiländerung des Bebauungsplanes vorgenommen 
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und die Art der baulichen Nutzung bereits zu Gewerbegebiet und Sondergebiet  (i.S.d. 
§ 11 BauNVO) geändert. Dieser Bereich wird deshalb in der 3. Teiländerung 
ausgeklammert.   
Dies erfolgte, um die überholte Festsetzung der 70er Jahre den aktuellen tatsächlichen 
Entwicklungen anzupassen und zur Ansiedlung eines Einzelhandelsbetriebes zu 
ermöglichen.  
In der dieser 1. Teiländerung wurde bereits die Abwendung von der Festsetzung eines 
Industriegebietes begonnen. Auch befindet sich im Gebiet ein Wohnhaus eines 
Betriebsangehörigen einer der Gewerbebetriebe. 
Auch mit der 2. Änderung des Bebauungsplans im Jahr 2021 wurde die Abkehr von 
der Industrie vorangetrieben. In der Begründung zur 2.Teiländerung vom 03.03.2022 
steht: ,,Beide Flächen sind bereits baulich entwickelt und werden gewerblich genutzt“ 
und ,,die Flächen sollen auch zukünftig gewerblich genutzt werden“. In der Änderung 
wurden die Baugrenzen erweitert um die Errichtung von weiteren Gewerbehallen, zu 
den bereits bestehenden gewerblichen Zwecken und nicht zu industriellen Zwecken 
zu ermöglichen. Allerdings wurde entgegen der Darstellungen in der Begründung an 
der Festsetzung „Industriegebiet“ festgehalten,. 
Es liegt somit im Bebauungsplan „,,Im unteren Briel – Im oberen Briel“ vom 17.07.1970 
eine nicht begründete Fehlfestsetzung vor.  
 
Die Stadt Meisenheim hat diese damalige Fehlfestsetzung eines Industriegebietes 
erkannt und möchte nun diese Festsetzung eines Industriegebietes in dieser 
3.Teiländerung (ohne den Geltungsbereich der 1.Teiländerung) aufheben und somit 
an die tatsächliche Entwicklung anpassen. Die sonstigen Festsetzungen (des 
Bebauungsplanes inkl. der 2.Teiländerung) bleiben davon unberührt, auch die 
Änderungen der 2.Teiländerung (Erweiterung der Baugrenzen, ergänzende 
Festsetzungen zum Artenschutz) werden übernommen. 
 
Durch die Aufhebung der Festsetzungen über die Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 
1 Nr. 1 BauGB), entsteht somit ein ,,einfacher Bebauungsplan“ gem. § 30 Abs. 3 
BauGB. In einem solchen einfachen Bebauungsplan finden grundsätzlich für die 
aufgehobenen (,,fehlenden“) Festsetzungen die Vorschriften über die anderen 
Gebietskategorien der §§ 34 und 35 BauGB Anwendung. Das Gebiet ist somit als im 
Zusammenhang bebauter Ortsteil, als Innenbereich und nicht nach § 35 BauGB als 
Außenbereich zu qualifizieren.   
Auf den Grundstücken in dem Gebiet des künftigen ,,einfachen Bebauungsplans“ 
(3.Teiländerung) sind unterschiedliche Gewerbe ansässig (u.a. eine Firma für 
Naturschwimmbäder, verschiedene Lagerstätten für Fahrzeuge, Schuttgüter und 
Schwimmbadteile, Handwerksbetriebe, Getreidehandelbetrieb). Zwischen den 
Grundstücken befinden sich verschiedene Freiflächen, die zu den ansässigen 
Betrieben gehören. Bei den Freiflächen handelt es sich um (noch) nicht bebaute 
Grundstücke, die die zusammenhängende Bebauung, die organische 
Siedlungsstruktur des Ortsteils, nicht unterbrechen und somit auch dem Innenbereich 
zuzuordnen sind. Damit richtet sich zukünftig die Zulässigkeit von Vorhaben gem. § 34 
Abs. 2 BauGB nach der Eigenart der näheren Umgebung. Den Rahmen hierfür bilden 
die typisierten Nutzungsarten der BauNVO. Die geplante Aufhebung der 
Festsetzungen als Industriegebiet hält auch der nötigen Abwägung mit den Interessen 
der ansässigen Gewerbetreibenden stand. Die derzeit ansässigen Gewerbe stellen 
Gewerbebetriebe i.S.d. § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO dar, sodass die aktuelle Nutzung 
weiterhin möglich bleibt. Im Vorfeld wurde mit allen Grundstückseigentümern und 
Gewerbetreibenden Gespräche geführt um deren zukünftige Entwicklung zu klären, da 
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durch die Aufhebung keine negative Auswirkungen für Gewerbetreibende entstehen 
sollen. 
 
Das Aufhebungsverfahren kann, mangels entgegenstehender Anhaltspunkte, im 
vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB erfolgen. Von dem Erfordernis einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung kann bei der geplanten Aufhebung der Nutzung als 
Industriegebiet, die im Folgenden aufgrund der vorhandenen Prägung das Vorliegen 
eines faktischen Gewerbegebiets (siehe oben) ergibt, nicht ausgegangen werden. 
Nachteilige erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt bestehen aufgrund einer 
Aufhebung der Festsetzung der Industrienutzung nicht. Durch die Aufhebung eines 
Industriegebietes ergibt sich eine bessere Umweltverträglichkeit, somit kann auch auf 
die Erstellung eines Umweltberichtes verzichtet werden.  
 
Der Geltungsbereich geht aus dem beigefügten Lageplan hervor.  
 
Die Kosten werden vom Investor übernommen.  
 
 
Nach Vorstellung der Sachlage durch Herrn Hahn sowie weiteren Konkretisierungen 
durch Herrn Schick erfolgt eine hitzige Diskussion innerhalb des Rates.  
 
Der Vorsitzende schlägt danach vor, dass die Beschlussfassung vertagt wird.  
Diesem stimmt der Rat einstimmig zu.    

 
 
Tagesordnungspunkt 4 
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach §36 BauGB zu einem 
Befreiungsantrag nach § 31 Abs. 2 BauGB; 
Bauvorhaben: Erweiterung der Terrasse und Verlegen der Zugangstreppe; 
Schillerstraße 4c, Flur 22, Nr. 283/15 
 
 
 
Über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33 – 35 BauGB wird im 
bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit 
der Gemeinde entschieden.  Die Gemeinde darf ihr Einvernehmen zu Bauvorhaben 
nur aus den sich aus §§ 31, 33, 34 und 35 BauGB ergebenden Gründen versagen (§ 
36 Abs. 2 S. 1 BauGB). 
 

Es liegt ein Antrag auf Baugenehmigung zur „Erweiterung der Terrasse und Verlegen 
der Zugangstreppe“, Schillerstraße 4c, Fl. 22 Nr. 283/15, vor. Das Bauvorhaben liegt 
im Geltungsbereich des Bebauungsplans „An der Pfeiffermühle“. 
 
Der Bauherr beantragt, einer geringfügigen Überschreitung der Baugrenze durch 
diese Baumaßnahme, zuzustimmen. Dies stellt eine Abweichung von den 
Festsetzungen des vorgenannten Bebauungsplanes dar. Deshalb bedarf es gem. § 
36 Abs. 1 i. V. m. § 31 Abs. 2 BauGB der Erteilung des Einvernehmens der Gemeinde. 
 
Eine detaillierte Begründung dieser Abweichung ist dem beigefügten 
Abweichungsantrag des Bauherrn zu entnehmen. 
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Hinweis:  
Die Entscheidung nach § 36 BauGB betrifft ausschließlich die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben 
nach den §§ 31, 33 bis 35 BauGB. Dafür ist die Kenntnis privater Verhältnisse sowie personenbezogener Daten 
grundsätzlich nicht erforderlich. Sofern es – ausnahmsweise – erforderlich ist, den Namen des Bauherrn oder gar 
seine persönlichen Belange im Gemeinderat oder Ausschuss zur Sprache zu bringen, also schutzwürdige Belange 
des Bauherrn entgegenstehen, muss die Öffentlichkeit mit entsprechender Begründung ausgeschlossen werden.  

 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt, das Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB zu der geplanten 
Abweichung vom Bebauungsplan (Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB), zu erteilen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 
 16 Ja-Stimmen 
 - Nein-Stimmen 
 - Enthaltungen 
 
   

 
Tagesordnungspunkt 5 
Mitteilungen und Anfragen   

 
Tagesordnungspunkt 5.1 
Auftragsvergabe; Verbindungsstraße NBG "Am Hohrech" 
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass der Auftrag bzgl. der Planung der Verbindungsstraße 
im NBG „Am Hohrech“ an das Büro Giloi vergeben wurde.    

 
Tagesordnungspunkt 5.2 
Bauantrag Mehrfamilienhaus Schillerstraße 
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass der Bauantrag für die 11 Wohneinheiten mittlerweile 
durch die Kreisverwaltung Bad Kreuznach bewilligt wurde.  
 
  
 
 
Da keine weiteren Anfragen und Mitteilungen vorliegen, schließt der Vorsitzende den 
öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
 
 
Der Vorsitzende: Schriftführerin: 
  

Gerhard Heil Carina Saur 
  
 


